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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Thiringer Gesetz zu dem Studienakkreditierungsstaats-
vertrag

A. Problem und Regelungsbediirfnis

Der Staatsvertrag Uber die Organisation eines gemeinsamen Akkredi-
tierungssystems zur Qualitatssicherung in Studium und Lehre an deut-
schen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsvertrag) wurde von
den Ministerprasidenten der Lander im Juni 2017 unterzeichnet.

Mit dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag wird dem Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 17. Februar 2016, Az.1 BvL 8/10, der
sich zwar nur auf das Hochschulgesetz des Landes Nordrhein-West-
falen bezieht, jedoch Bedeutung fiir alle Landeshochschulgesetze hat,
durch die Lander entsprochen. Rechtlicher Ausgangspunkt ist die 1an-
dergemeinsame Verantwortung fir die Gewahrleistung der Gleichwer-
tigkeit einander entsprechender Studien- und Prifungsleistungen so-
wie Studienabschliisse und Mobilitatim Hochschulbereich nach § 9 des
Hochschulrahmengesetzes. Mit dieser grundlegenden Entscheidung
zu den rechtlichen Anforderungen an das Akkreditierungssystem wur-
de durch das Bundesverfassungsgericht inhaltlich der Ansatz einer ver-
bindlichen externen Qualitatssicherung der Lehre durch Akkreditierung,
die nicht nur auf wissenschaftlich-fachliche Kriterien beschrankt ist, son-
dern auch die Studienorganisation, die Studienanforderungen und den
Studienerfolg bewertet, bestatigt. Mangel hat das Bundesverfassungs-
gericht in der rechtlichen Umsetzung gesehen. Mit dem im Juni 2017
durch die Ministerprasidenten der Lander gezeichneten Studienakkre-
ditierungsstaatsvertrag wurden samtliche Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts aufgegriffen und eine ausreichende Rechtsgrundlage fiir
ein Qualitatssicherungssystem geschaffen. Die Rechtsform des Stu-
dienakkreditierungsstaatsvertrags ist aufgrund der - fir die Wahrneh-
mung der vorgenannten landergemeinsamen Verantwortung - erforder-
lichen Landereinheitlichkeit der wesentlichen Regelungen geboten. Der
Landtag wurde im Vorfeld der Zeichnung des Studienakkreditierungs-
staatsvertrags mit Drucksache 6/3820 vom 27. April 2017 Uber dessen
Inhalt unterrichtet.

B. Lésung
Erlass eines Zustimmungsgesetzes

Durch die Ratifizierung durch den Landesgesetzgeber sowie das Inkraft-
treten des Studienakkreditierungsstaatsvertrags werden der Staatsver-
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trag landesrechtlich umgesetzt und die vom Bundesverfassungsgericht
angemahnten rechtlichen Voraussetzungen fiir die Verfahren der Stu-
dienakkreditierung in Thiringen geschaffen.

C. Alternativen
Keine
D. Kosten

Fur die Hochschulen sollen sich die ergebenden Kosten der Akkreditie-
rung nicht erhéhen. Fir die Durchfiihrung der Akkreditierungsverfahren
sind durch die Stiftung Akkreditierungsrat nach Maligabe der Gebuh-
renordnung (Artikel 6 Abs. 4 des Studienakkreditierungsstaatsvertrags)
von den Hochschulen Gebuhren zu erheben. Neben den Gebuhren fiir
die Akkreditierungsentscheidung fallen fir die Hochschulen Kosten fir
die vorausgehende Begutachtung durch die Agenturen an, welche sich
jedoch gegenuber den bisherigen Entgelten durch den Wegfall von de-
ren Entscheidungsfunktion verringern sollen, weil die Verfahrensteile bei
den Agenturen kulnftig weniger komplex angelegt werden kénnen und
der Aufwand sich damit reduziert. Zusatzlich ermdglicht Artikel 4 Abs. 5
des Studienakkreditierungsstaatsvertrags, diese Entgelte gegebenen-
falls zu begrenzen.

Damit die Stiftung Akkreditierungsrat (Artikel 5 des Studienakkreditie-
rungsstaatsvertrags) als gemeinsame Einrichtung der Lander fir die Ak-
kreditierung und Qualitatssicherung in Studium und Lehre an deutschen
Hochschulen ihre gesetzlichen Aufgaben erflllen kann, stellen die Lan-
der einen jahrlichen Beitrag zur Verfligung, soweit die Deckung der not-
wendigen Aufwendungen nicht durch eigene Einnahmen der Stiftung er-
reicht werden kann.

E. Zustindigkeit

Federfiihrend ist das Ministerium fir Wirtschaft, Wissenschaft und Di-
gitale Gesellschaft.
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FREISTAAT THURINGEN
DER MINISTERPRASIDENT

An den
Prasidenten des Thiringer Landtags
Herrn Christian Carius
Jurgen-Fuchs-Stralle 1
99096 Erfurt
Erfurt, den 10. Oktober 2017

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gberreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen Ent-
wurf des

"Thiringer Gesetzes zu dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag”

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen am
1./2./3. November 2017.

Mit freundlichen Grii3en

Bodo Ramelow
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Thiiringer Gesetz
zu dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1

Dem am 1. Juni 2017 in Berlin vom Freistaat Thuringen
unterzeichneten Studienakkreditierungsstaatsvertrag zwi-
schen dem Land Baden-Wirttemberg, dem Freistaat Bay-
ern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien
Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg,
dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern,
dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen,
dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat
Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schles-
wig-Holstein und dem Freistaat Thiringen wird zugestimmt.
Der Staatsvertrag wird nachstehend veréffentlicht.

§2

Rechtsverordnungen nach Artikel 4 und Artikel 16 des Stu-
dienakkreditierungsstaatsvertrags erlasst das fiir die Hoch-
schulen zustandige Ministerium.

§3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung
in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 18 Abs. 1 Satz 2 in Kraft tritt, wird vom Prasidenten des
Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Frei-
staat Thiringen bekannt gemacht.
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Staatsvertrag

tiber die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur
Qualitatssicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen
(Studienakkreditierungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Wirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thiringen

(im Folgenden: "die Lander" genannt) schliefen nachste-
henden Staatsvertrag:

Artikel 1
Qualitatssicherung

(1) 'Die Sicherung und Entwicklung der Qualitat in Studium
und Lehre ist vorrangig Aufgabe der Hochschulen. 2Sie er-
fullen diese Aufgabe durch hochschulinterne MalRhahmen
der Qualitatssicherung und -entwicklung und durch die in
Artikel 3 Absatz 1 festgelegten Verfahren.

(2) Die Lander tragen im Rahmen der Qualitatssicherung
und -entwicklung gemeinsam daflr Sorge, dass die Gleich-
wertigkeit einander entsprechender Studien- und Prifungs-
leistungen sowie Studienabschlisse und die Moglichkeit
des Hochschulwechsels gewahrleistet werden.

(3) 'Die auf der Grundlage dieses Staatsvertrages qualitats-
gesicherten Studiengadnge werden in allen Landern hoch-
schulrechtlich als gleichwertig qualitatsgesichert anerkannt.
2Andere Formen der Qualitatssicherung bleiben unberihrt.

Artikel 2
Grundlage und MaRstibe

(1) Die Qualitatssicherung und -entwicklung muss insbe-
sondere in Bachelor- und Masterstudiengdngen durch die
Einhaltung der Kriterien nach den Abséatzen 2 und 3 und
die Berufsrelevanz der Abschliusse gewahrleistet werden.

(2) 'Formale Kriterien sind Studienstruktur und Studien-
dauer, Studiengangsprofile, Zugangsvoraussetzungen und
Ubergange zwischen Studienangeboten, Abschliisse und
Abschlussbezeichnungen, Modularisierung, Mobilitat und
Leistungspunktesystem, Gleichstellung der Bachelor- und
Masterstudiengange zu den bisherigen Diplom-, Staats-
examens- und Magisterstudiengangen, MaRnahmen zur
Anerkennung von Leistungen bei einem Hochschul- oder
Studiengangswechsel und von auRerhochschulisch er-
brachten Leistungen. ?Artikel 4 Absatz 2 bleibt unbertihrt.

(3) Zu den fachlich-inhaltlichen Kriterien gehéren

1. dem angestrebten Abschlussniveau entsprechende
Qualifikationsziele eines Studiengangs unter ande-
rem bezogen auf den Bereich der wissenschaftlichen
oder der kunstlerischen Befahigung sowie die Befahi-
gung zu einer qualifizierten Erwerbstatigkeit und Per-
sonlichkeitsentwicklung,

2. die Ubereinstimmung der Qualifikationsziele mit einem
schlissigen Studiengangskonzept und seine Umset-
zung durch eine angemessene Ressourcenausstat-
tung, entsprechende Qualifikation der Lehrenden und
entsprechende kompetenzorientierte Prifungen so-
wie die Studierbarkeit unter Einbeziehung des Selbst-
studiums,

3. auf dem aktuellen Stand von Wissenschaft und For-
schung befindliche fachlich-inhaltliche Standards,

4. MaRnahmen zur Erzielung eines hinreichenden Stu-
dienerfolgs,

5. Malnahmen zur Geschlechtergerechtigkeit und zum
Nachteilsausgleich fur Studierende mit Behinderung
oder chronischer Erkrankung,

6. das Konzept des Qualitatsmanagementsystems (Zie-
le, Prozesse und Instrumente) sowie die Mallhahmen
zur Umsetzung des Konzepts.

(4) Hinsichtlich der Qualitatssicherung und -entwicklung ist
das geltende Recht des Landes, in dem die Hochschule
ihren Sitz hat, und im Falle einer Niederlassung das gel-
tende Recht des Landes, in dem die Hochschule der Nie-
derlassung ihren Sitz hat, zu beachten.

Artikel 3
Verfahren

(1) Die Verfahren zur Sicherung und Entwicklung der Qua-

litdt in Studium und Lehre beziehen sich

1. auf die Sicherung der Leistungsfahigkeit hochschulin-
terner Qualitdtsmanagementsysteme mit externer Be-
teiligung (Systemakkreditierung),

2. auf die Qualitatssicherung und Qualitatsentwicklung
einzelner Studiengénge mit externer Beteiligung (Pro-
grammakkreditierung) oder

3. auf andere, mit dem Akkreditierungsrat und dem je-
weiligen Land nach den Kriterien des Artikels 2 ab-
gestimmte Verfahren; fur diese Verfahren gelten Ab-
satz 2 Satz 1 sowie die in diesem Staatsvertrag und in
den Rechtsverordnungen nach Artikel 4 festgelegten
Grundatze zur angemessenen Beteiligung der Wissen-
schaft entsprechend.

(2) 'Die Verfahren nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 er-

folgen

1. aufAntrag der Hochschule, der gegentiber dem Akkre-
ditierungsrat oder der in dem Verfahren nach Absatz 1
Nummer 3 bestimmten Stelle abzugeben ist,

2. auf der Basis eines Selbstevaluationsberichts der
Hochschule, der mindestens Angaben zu den Quali-
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tatszielen der Hochschule und zu den Kriterien gemaf
Artikel 2 Absatze 2 und 3 enthalt,

3. unter maRgeblicher Beteiligung externer unabhangiger
sachverstandiger Personen aus den fur die Qualitatssi-
cherung relevanten gesellschaftlichen Bereichen, ins-
besondere Vertreterinnen und Vertreter aus Wissen-
schaft und Berufspraxis sowie Studierende,

4. durch Begutachtung und Erstellung eines Gutachtens
mit Beschluss- und Bewertungsempfehlungen nach
den in der Rechtsverordnung nach Artikel 4 festgeleg-
ten Standards und

5. unter Mitbestimmung fachlich affiner Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer.

°Die Hochschulen bedienen sich auf der Grundlage priva-

ten Rechts zur Begutachtung und Erstellung des Gutach-

tens gemaf Satz 1 Nummer 4 der Hilfe einer der bei dem

European Quality Assurance Register for Higher Educa-

tion (EQAR) registrierten und vom Akkreditierungsrat nach

Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 zugelassenen Agenturen.

3Grundlage und MaRstab der Begutachtung nach Satz 1

Nummer 4 sind ausschlieRlich die Regelungen dieses

Staatsvertrages und die Regelungen, die auf der Grund-

lage dieses Staatsvertrages erlassen wurden.

(3) 'Die Hochschulrektorenkonferenz entwickelt ein Ver-
fahren, welches sicherstellt, dass bei der Benennung der
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 eine hinreichende Teilhabe
der Wissenschaft gegeben ist. 2Das Verfahren bedarf der
Zustimmung des Stiftungsrates. 3Die Agenturen sind hin-
sichtlich der Bestellung der Gutachterinnen und Gutach-
ter im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 4 an dieses
Verfahren gebunden.

(4) Vor der abschlielenden Entscheidung nach Absatz 5
erhalt die Hochschule Gelegenheit, Stellung zu nehmen.

(5) 'Die das Verfahren abschlieRende Entscheidung des
Akkreditierungsrates umfasst
1. die Feststellung der Einhaltung der formalen Kriterien
gemal Artikel 2 Absatz 2 und
2. die Feststellung der Einhaltung der fachlich-inhaltlichen
Kriterien gemal Artikel 2 Absatz 3.
2Grundlage und MaRstab der Entscheidung nach Satz 1
sind ausschlieRlich die Regelungen dieses Staatsvertra-
ges und die Regelungen, die auf der Grundlage dieses
Staatsvertrages erlassen wurden. 3Uber die Feststellung
nach Satz 1 Nummer 2 wird auf der Grundlage des Gut-
achtens nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 entschieden; eine
begriindete Abweichung ist mdglich. “Die Entscheidung
nach Satz 1 ist ein Verwaltungsakt im Sinne des § 35 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes.

(6) 'Das Verfahren wird dokumentiert. 2Die Gutachten und
Entscheidungen werden in geeigneter Weise veroffentlicht.

(7) Gegen die Entscheidung nach Absatz 5 steht der Hoch-
schule der Verwaltungsrechtsweg offen.

(8) Fir die Durchfiihrung der Verfahren nach Absatz 1 er-
hebt der Akkreditierungsrat von den Hochschulen nach
MaRgabe des Artikels 6 Absatz 4 Gebuhren.
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Artikel 4
Verordnung zur Regelung des Ndheren der
Studienakkreditierung
(Studienakkreditierungsverordnung)

(1) Zur Sicherung und Entwicklung der Qualitat in Studium
und Lehre bestimmen die Lander durch Rechtsverordnun-
gen das Nahere zu den formalen Kriterien nach Artikel 2
Absatz 2, zu den fachlich-inhaltlichen Kriterien nach Arti-
kel 2 Absatz 3 sowie zum Verfahren nach Artikel 3.

(2) 'Fur einzelne Studienbereiche kdnnen die Léander zur
Sicherung und Entwicklung der studienbereichsadaquaten
Qualitat in Studium und Lehre durch Rechtsverordnungen
regeln, dass fur diese Studienbereiche die Kriterien nach
Artikel 2 Absatz 2 nach Maligabe besonderer Regelungen
gelten. 2Studienbereiche im Sinne des Satzes 1 sind zum
Beispiel kunstlerische Studiengange an Kunst- und Musik-
hochschulen sowie Studiengange, mit denen die Voraus-
setzungen flr ein Lehramt vermittelt werden.

(3) 'Die Lander bestimmen durch Rechtsverordnungen das
Nahere zu den Verfahren gemaf Artikel 3 Absatz 1 Num-
mern 1 und 2, insbesondere

1. das Nahere zur Verfahrenseinleitung, insbesondere
hinsichtlich der Beauftragung der Agentur durch die
Hochschule,

2. die Vorgabe eines einheitlichen Rasters und einheitli-
cher Standards flr
a) die Gutachten nach Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 Num-

mer 4 sowie
b) den Prifbericht Gber die Einhaltung der formalen
Kriterien,

3. die Zusammensetzung des flr die Begutachtung und
Erstellung des Gutachtens nach Artikel 3 Absatz 2
Satz 1 Nummer 4 zustandigen Gremiums,

4. die fachlichen Anforderungen an die Gutachterinnen
und Gutachter,

5. den Zeitraum der Geltung der Akkreditierungsentschei-
dungen (Reakkreditierungsfristen),

6. die Voraussetzungen, unter denen eine Akkreditie-
rung oder eine Reakkreditierung entzogen werden
kann sowie

7. das Nahere zur Verbindung mit Verfahren, die Gber
die berufszulassungsrechtliche Eignung eines Studi-
engangs entscheiden, sowie zur Umsetzung gemein-
samer Ausbildungsrahmen nach Artikel 49 a der Richt-
linie 2005/36/EG in der jeweils geltenden Fassung.

2Die Rechtsverordnungen nach Satz 1 sehen vor, dass bei
der konkreten Festlegung der in den einzelnen Verfahren
geltenden fachlich-inhaltlichen Kriterien die Hochschulleh-
rerinnen und Hochschullehrer im Sinne des Artikels 3 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 5 die Mehrheit der Stimmen des fiir
die Begutachtung zustandigen Gremiums besitzen.

(4) Die Lander kénnen durch Rechtsverordnungen dari-
ber hinaus das Nahere zu den Verfahren geman Artikel 3
Absatz 1 Nummer 3 bestimmen.

(5) Die Lander kdnnen durch Rechtsverordnung Regelun-
gen zu den von den Agenturen zu erhebenden Entgelten,
insbesondere zu den Entgelttatbestanden, zu Entgelth6-
he und Entgeltbemessung treffen; es kdnnen feste Satze
oder Rahmenentgelte vorgesehen werden.
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(6) Die Rechtsverordnungen nach den Absatzen 1, 2, 3
und 5 missen Ubereinstimmen, soweit dies zur Siche-
rung der Verpflichtung der Lander nach Artikel 1 Absatz 2
notwendig ist.

Artikel 5
Stiftung Akkreditierungsrat

(1) 'Die Stiftung zur Akkreditierung von Studiengangen in
Deutschland, errichtet durch das nordrhein-westfélische
Gesetz zur Errichtung einer Stiftung "Stiftung zur Akkredi-
tierung von Studiengangen in Deutschland" vom 15. Fe-
bruar 2005 (GV. NRW. S. 45), zuletzt geandert durch Ge-
setz vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), tragt
die Bezeichnung "Stiftung Akkreditierungsrat". 2Die Stif-
tung Akkreditierungsrat ist eine gemeinsame Einrichtung
der Lander flr die Akkreditierung und Qualitatssicherung in
Studium und Lehre an deutschen Hochschulen. *Das Land
Nordrhein-Westfalen wird sein Gesetz zur Errichtung einer
Stiftung "Stiftung zur Akkreditierung von Studiengéngen in
Deutschland" nach MaRgabe der folgenden Bestimmun-
gen andern. “Die Stiftung hat ihren Sitz in Bonn. Sie fiihrt
ein in der Satzung geregeltes Dienstsiegel.

(2) Die Lander nehmen durch die Stiftung ihre Aufgaben
nach Artikel 1 Absatz 2 wahr und kommen damit ihrer ge-
samtstaatlichen Verantwortung im Hochschulbereich fiir
die Gewahrleistung der Gleichwertigkeit einander ent-
sprechender Studien- und Priifungsleistungen sowie Stu-
dienabschliisse und der Moglichkeit des Hochschulwech-
sels nach.

(3) Die Stiftung dient der Erfillung der folgenden Aufgaben:

1. Studiengéange und hochschulinterne Qualitatssiche-
rungssysteme sowie andere, mit dem Akkreditierungs-
rat und dem jeweiligen Land auf Grundlage der Kriterien
des Artikels 2 abgestimmte Verfahren der Qualitatssi-
cherung durch Verleihung des Siegels der Stiftung zu
akkreditieren und reakkreditieren.

2. Sie legt unter Beriicksichtigung der Entwicklung in Eu-
ropa die Voraussetzungen fur die Anerkennung von Ak-
kreditierungen durch auslandische Einrichtungen fest.

3. Sie fordert die internationale Zusammenarbeit im Be-
reich der Akkreditierung und der Qualitatssicherung.

4. Sie berichtet den Landern regelmaRig Uber die Ent-
wicklung des gestuften Studiensystems und uber die
Qualitatsentwicklung im Rahmen der Akkreditierung.

5. Sie lasst die Agenturen im Sinne des Artikel 3 Absatz 2
Satz 2 zu. Voraussetzung fir die Zulassung ist der
durch die Agentur zu filhrende Nachweis, dass sie zu-
verlassig in der Lage ist, die Aufgaben der Begutach-
tung und der Erstellung des Gutachtens wahrzuneh-
men; bei den bei dem EQAR registrierten Agenturen
wird dies widerlegbar vermutet.

6. Sie unterstltzt die Lander bei der Weiterentwicklung
des deutschen Qualitatssicherungssystems und unter-
breitet Vorschlage fir die nach Artikel 4 zu erlassen-
den Rechtsverordnungen.

Artikel 6
Stiftungsvermoégen, Gebiihren

(1) 'Zur Erflllung des Stiftungszwecks (Artikel 5) erhalt die
Stiftung einen jahrlichen Zuschuss der Lander. 2Der Be-
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trag wird von den Landern nach dem Konigsteiner Schlis-
sel in der jeweils geltenden Fassung aufgebracht. *Der Zu-
schuss wird nur gewahrt, soweit der Verwaltungsaufwand
der Stiftung nicht durch Gebulhren nach Absatz 4 gedeckt
wird. *Die Anteilsbetrage der Lander werden im Laufe ei-
nes jeden Haushaltsjahres in zwei Teilbetragen zum 1. Ja-
nuar und zum 1. Juli nach den Anséatzen des Wirtschafts-
plans fallig.

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter
Seite anzunehmen.

(3) Ertragnisse des Stiftungsvermégens und sonstige Ein-
nahmen durfen nurim Sinne des Stiftungszwecks verwen-
det werden.

(4) 'Die Stiftung kann zur Deckung ihres Verwaltungsauf-
wandes nach naherer Bestimmung der Gebihrenordnung
Gebuhren flr die Durchfihrung der Verfahren nach Arti-
kel 3 Absatz 1 und nach Artikel 5 Absatz 3 Nummer 5 er-
heben. 2Die Gebiihrenordnung muss zumindest den die
Gebuhr begriindenden Tatbestand, den Gebiihrensatz so-
wie den Zeitpunkt ihrer Falligkeit angeben. *Die §§ 3 bis 5,
9 bis 22 des Gebiihrengesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen gelten entsprechend, soweit in der Gebuhren-
ordnung nichts anderes bestimmt ist. “Die Geblhrenord-
nung wird vom Stiftungsrat unter Beteiligung der Standigen
Konferenz der Kultusminister der Lander in der Bundesre-
publik Deutschland beschlossen.

Artikel 7
Satzung; Geschiftsordnung

(1) 'Die Stiftung gibt sich eine Satzung, die vom Stiftungs-
rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder
beschlossen wird und die der Genehmigung des Minis-
teriums flr Innovation, Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen bedarf; sie wird im Ministe-
rialblatt fur das Land Nordrhein-Westfalen verdffentlicht.
?Das Gleiche gilt fir Anderungen der Satzung.

(2) Die Satzung regelt insbesondere die Vertretung der
Organe der Stiftung, die Grundsatze der Zusammenarbeit
zwischen ihren Organen sowie das Nahere zur Aufgabe
und Arbeitsweise des Akkreditierungsrates, zur Inkompa-
tibilitdt zwischen der Mitgliedschaft im Akkreditierungsrat
und einer Agentur, zum Wirtschaftsplan und Jahresab-
schluss, zur Entlastung des Vorstands und zur Evaluie-
rung der Arbeit der Stiftung.

(3) Die Organe der Stiftung kénnen sich nach Maligabe
der Satzung eine Geschaftsordnung geben.

Artikel 8
Organe der Stiftung

(1) Organe der Stiftung sind
1. der Akkreditierungsrat,
2. der Vorstand,

3. der Stiftungsrat.

(2) Die Organe missen bei allen Vorschlagen und Ent-
scheidungen die geschlechtsspezifischen Auswirkungen
beachten (Gender Mainstreaming).
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Artikel 9
Akkreditierungsrat

(1) 'Der Akkreditierungsrat beschlie3t iber alle Angele-
genheiten der Stiftung. 2Insbesondere akkreditiert und re-
akkreditiert er gemaf Artikel 3 Absatz 5 die Studiengange
und hochschulinternen Qualitatssicherungssysteme an den
deutschen Hochschulen; die Akkreditierung und die Reak-
kreditierung kénnen mit einer Bedingung oder einem Vor-
behalt des Widerrufs erlassen oder mit einer Auflage oder
dem Vorbehalt einer nachtraglichen Aufnahme, Anderung
oder Erganzung einer Auflage verbunden werden. 3Er trifft
seine Entscheidungen mit der Mehrheit seiner Stimmen.
“Die laufenden Geschafte der Stiftung gelten als auf den
Vorstand Ubertragen, soweit nicht der Akkreditierungsrat
sich fur einen bestimmten Kreis von Geschéften oder flr
einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalt.

(2) 'Mitglieder des Akkreditierungsrates sind:

. acht Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer von
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen
in der Bundesrepublik Deutschland, die zumindest die
vier Fachergruppen der Geisteswissenschaften, Ge-
sellschaftswissenschaften, Naturwissenschaften und
der Ingenieurwissenschaften reprasentieren missen,

2. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Hochschulrek-
torenkonferenz,

3. vier Vertreterinnen oder Vertreter der Lander in der
Bundesrepublik Deutschland,

4. funf Vertreterinnen oder Vertreter aus der beruflichen
Praxis, davon eine Vertreterin oder ein Vertreter der
fur das Dienst- und Tarifrecht zustédndigen Landesmi-
nisterien,

5. zwei Studierende,

6. zweiauslandische Vertreterinnen oder Vertreter mit Ak-
kreditierungserfahrungen,

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Agenturen mit
beratender Stimme.

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 werden auf Vor-

schlag der Hochschulrektorenkonferenz von der Standi-

gen Konferenz der Kultusminister der Lander in der Bun-
desrepublik Deutschland (Kultusministerkonferenz) fiir die

Dauer von vier Jahren bestellt. *Die Hochschulrektoren-

konferenz stellt bei ihrem Vorschlag sicher, dass die un-

terschiedlichen Hochschularten und die Fachervielfalt eine
angemessene Bericksichtigung finden und die Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer nicht einer Hochschullei-

tung angehoren. “Die Mitglieder nach Satz 1 Nummern 2

und 5 werden von der Hochschulrektorenkonferenz, die

Mitglieder nach Satz 1 Nummer 3 von der Kultusminister-

konferenz, die Vertreterin oder der Vertreter der fiir das

Dienst- und Tarifrecht zustandigen Landesministerien nach

Satz 1 Nummer 4 von der Kultusministerkonferenz im Ein-

vernehmen mit der Stéandigen Konferenz der Innenminister

und -senatoren der Lander, die sonstigen Mitglieder nach

Satz 1 Nummern 4 und 6 gemeinsam von der Kultusmi-

nisterkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz und

das Mitglied nach Satz 1 Nummer 7 durch die vom Akkredi-
tierungsrat zugelassenen Agenturen benannt und sodann
einvernehmlich durch die Kultusministerkonferenz und die

Hochschulrektorenkonferenz fiir die Dauer von vier Jah-

ren bestellt; die Satzung kann fir die Studierenden eine

kirzere Amtszeit vorsehen. *Wiederbenennung und -be-
stellung ist auch mehrfach zulassig. 8Scheidet ein Mitglied
vorzeitig aus, wird das neue Mitglied alsbald bis zum Ende
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der laufenden Amtsperiode benannt und bestellt; Ausnah-
men regelt die Satzung. "Nach Ablauf der Amtszeit bleiben
die Mitglieder im Amt bis zur Bestellung des Neumitglieds;
Satz 6 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 8Die Mitglieder kén-
nen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes vom Stiftungs-
rat abberufen werden. °Die Mitglieder nach Satz 1 Num-
mern 1 bis 6 kdnnen ihre Stimme auf ein anderes Mitglied
der jeweiligen Mitgliedergruppe Ubertragen.

(3) 'Der Akkreditierungsrat wahlt aus den Mitgliedern nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 fiir die Dauer von vier
Jahren seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden und
deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. ?Bei-
de dlrfen nicht derselben Gruppe nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 1, 2 oder 3 angehoren. Absatz 2 Satze 5 bis 7
gelten entsprechend.

(4) Bei Abstimmungen tber Gegenstande der in Artikel 3
Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 genannten Art fiihren die Mit-
glieder nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 die doppelte Stim-
me, welche nur einheitlich abgegeben werden kann.

(5) 'Die Mitglieder des Akkreditierungsrates werden eh-
renamtlich tatig. 2Sie erhalten einen angemessenen Er-
satz ihrer Auslagen und kénnen eine Aufwandsentscha-
digung erhalten.

(6) Das Nahere, insbesondere zu den Beschlussvoraus-
setzungen und zur Hinzuziehung weiterer beratender Mit-
glieder, regelt die Satzung.

Artikel 10
Vorstand

(1) 'Der Vorstand fihrt die Beschliisse des Akkreditierungs-
rates aus und fihrt die laufenden Geschéfte der Stiftung;
im Ubrigen werden die Befugnisse des Vorstands durch
die Satzung bestimmt. 2Die oder der Vorsitzende des Vor-
stands vertritt die Stiftung gerichtlich und auBergerichtlich
und kann sich hierbei im Einzelfall oder fur einen Kreis von
Geschéften vertreten lassen.

(2) Dem Vorstand gehdren an:

1. als Vorsitz die oder der Vorsitzende des Akkreditie-
rungsrates,

2. die oder der stellvertretende Vorsitzende des Akkre-
ditierungsrates,

3. die Geschéftsfihrerin oder der Geschaftsfiihrer der
Stiftung.

(3) Das Nahere regelt die Satzung.

Artikel 11
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat Uberwacht die RechtmaRigkeit und
Wirtschaftlichkeit der Flihrung der Stiftungsgeschéafte durch
den Akkreditierungsrat und den Vorstand.

(2) 'Dem Stiftungsrat gehoéren an:

1. sechs Vertreterinnen oder Vertreter der Lander,

2. fanf Vertreterinnen oder Vertreter der Hochschulrek-
torenkonferenz.
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°Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 werden von der
Kultusministerkonferenz, die Mitglieder nach Satz 1 Num-
mer 2 von der Hochschulrektorenkonferenz fiir die Dau-
er von vier Jahren bestellt. *Artikel 9 Absatz 2 Satze 5 bis
7 gilt entsprechend. “Die Ubertragung der Stimme auf ein
anderes Mitglied der jeweiligen Mitgliedergruppe nach
Satz 1 ist zulassig. °Die Mitglieder des Stiftungsrates diir-
fen nicht gleichzeitig Mitglieder im Akkreditierungsrat sein.

Artikel 12
Geschiftsstelle der Stiftung

(1) 'Die Stiftung unterhalt an ihrem Sitz eine Geschéftsstel-
le, die von der Geschéftsflihrerin oder dem Geschéaftsflihrer
geleitet wird. 2Sie unterstiitzt die Erledigung der Geschaf-
te der Stiftung und untersteht den fachlichen Weisungen
der oder des Vorsitzenden des Vorstands.

(2) 'Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer der Stiftung ist die oder
der Vorsitzende des Vorstands. ?Auf sie sind die fiir die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Sitzlandes je-
weils geltenden Tarifvertrage und sonstigen Bestimmun-
gen anzuwenden. *Hinsichtlich der dienstvorgesetzten
Stelle fur die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Vor-
stands gelten die allgemeinen arbeits- und beamtenrecht-
lichen Regelungen.

Artikel 13
Wirtschaftsfiihrung, Rechnungslegung

(1) Fir das Haushaltsrecht der Stiftung gilt Teil VI der Lan-
deshaushaltsordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in
der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht durch diesen
Staatsvertrag etwas anderes bestimmt ist.

(2) "Wor Beginn eines jeden Kalenderjahres (Geschafts-
jahres) hat der Vorstand rechtzeitig einen Wirtschaftsplan
aufzustellen, der vom Akkreditierungsrat mit Zustimmung
des Stiftungsrates, dessen Zustimmung eine Zustimmung
der Mehrheit seiner Mitglieder geman Artikel 11 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 voraussetzt, festgestellt wird. 2Der Wirt-
schaftsplan bildet die Grundlage fur die Einnahmen und
Ausgaben; ihm ist als Anlage eine Ubersicht (iber die Stel-
len der Stiftung beizufligen. ®Stellt das Land einen Haus-
haltsplan fiir zwei oder mehrere Jahre auf, ist hinsichtlich
der Wirtschaftsplane entsprechend zu verfahren. “Der Wirt-
schaftsplan der Stiftung bedarf der Zustimmung der Kul-
tusministerkonferenz und der Finanzministerkonferenz mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln.

(3) 'Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Ge-
schéftsjahres hat der Vorstand den Jahresabschluss zu
erstellen und mit dem Prufbericht des Rechnungsprifers,
der Vermdgensiibersicht sowie dem Tatigkeitsbericht dem
Akkreditierungsrat und dem Stiftungsrat vorzulegen. ?2Das
Nahere regelt die Satzung.

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftspriifung der Stiftung un-
terliegt der Prifung durch den Landesrechnungshof des
Sitzlandes.

(5) Im Ubrigen gelten die Rechtsvorschriften des Sitzlan-
des Uber das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

Drucksache 6/4603

und Uber die Rechnungspriifung sowie die hierzu ergan-
genen Verwaltungsvorschriften.

Artikel 14
Aufsicht

'Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Ministe-
riums fir Innovation, Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen. 2§ 76 Absatze 2 bis 4 des
Gesetzes lber die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547)
gilt entsprechend.

Artikel 15
Evaluation

Das Akkreditierungssystem ist im Auftrag der Kultusminis-
terkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz, ins-
besondere hinsichtlich der Organisationsstruktur und des
Wirkens der Stiftung sowie der sonstigen Verfahrensre-
gelungen, regelmaRig und in angemessener Frist, erst-
mals funf Jahre nach Inkrafttreten dieses Staatsvertra-
ges, zu evaluieren.

Artikel 16
Ubergangsvorschriften

(1) 'Soweit Verfahren der Programmakkreditierung oder
der Systemakkreditierung im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Staatsvertrages bereits begonnen haben, gilt vorbe-
haltlich anderweitiger Regelungen in der Rechtsverordnung
nach Absatz 2 fiir die Durchfiihrung dieser Akkreditierungs-
verfahren das bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages
geltende Recht. 2Eine Programmakkreditierung oder Sys-
temakkreditierung hat im Sinne des Satzes 1 begonnen,
sobald die Hochschule einen Vertrag tber die Vornahme
der Programmakkreditierung oder der Systemakkreditie-
rung mit der Agentur geschlossen hat. *Agenturen im Sin-
ne des Satzes 2 sind diejenigen Agenturen, die geman
§ 2 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes zur Errichtung ei-
ner Stiftung "Stiftung zur Akkreditierung von Studiengangen
in Deutschland" vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 45),
zuletzt geéndert durch Gesetz vom 16. September 2014
(GV. NRW. S. 547), von der Stiftung zur Akkreditierung von
Studiengangen in Deutschland akkreditiert worden sind.

(2) 'Die Lander werden ermachtigt, durch Rechtsverord-
nungen das Nahere hinsichtlich des Ubergangs zwischen
dem flr die Verfahren der Akkreditierung geltenden bishe-
rigen Recht und dem nach diesem Staatsvertrag geltenden
Recht zu regeln. 2Des Weiteren werden die Lander erméch-
tigt, durch Rechtsverordnungen das Nahere hinsichtlich der
Weitergeltung des bis zum Inkrafttreten dieses Staatsver-
trages geltenden Rechts flr den Zeitraum zwischen dem In-
krafttreten dieses Staatsvertrags und dem Inkrafttreten der
Rechtsverordnungen nach Artikel 4 zu regeln. *Die Rechts-
verordnungen nach den Satzen 1 und 2 mussen uberein-
stimmen, soweit dies zur Sicherung der Verpflichtung der
Lander nach Artikel 1 Absatz 2 notwendig ist.
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Artikel 17
Berufsakademien; Kirchenvertrage

(1) 'Fur staatliche und staatlich anerkannte Berufsakade-
mien gelten die Regelungen dieses Staatsvertrages und
Regelungen, die auf der Grundlage dieses Staatsvertra-
ges erlassen wurden, entsprechend. Ausbildungsgange
an staatlichen und staatlich anerkannten Berufsakademien
gelten als Studiengange im Sinne dieses Staatsvertrages.

(2) Die staatskirchenrechtlichen Regelungen und Verein-
barungen bleiben unberthrt.

Artikel 18
Schlussvorschriften

(1) 'Dieser Staatsvertrag ist geschlossen, wenn wenigs-
tens 15 Regierungschefinnen und Regierungschefs der
vertragsschlieRenden Lander ihn unterzeichnet haben. 2Er
tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat
folgt, in dem die letzte Ratifikationsurkunde eines vertrags-
schlieBenden Landes nach Satz 1 bei der Staatskanzlei
des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt ist.

(2) 'Ein Land, das den Staatsvertrag nicht bis zum Zeit-
punkt seines Inkrafttretens nach Absatz 1 Satz 2 unter-
zeichnet hat, kann dem Staatsvertrag durch Unterzeich-
nung spater beitreten. 2Dazu richtet es an die Staatskanzlei
des Sitzlandes der Stiftung eine von der Regierungsche-
fin oder dem Regierungschef unterzeichnete Erklarung,
dass das Land dem Staatsvertrag in der zu diesem Zeit-
punkt geltenden Fassung beitreten wolle. 3Der Beitritt ist
vollzogen, sobald das beitretende Land die Ratifikationsur-
kunde bei der Staatskanzlei des Sitzlandes hinterlegt hat.

(3) 'Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch
schriftliche Erklarung gegentiber den Uibrigen vertragschlie-
Renden Landern zum Schluss eines Kalenderjahres mit
einer Frist von einem Jahr gekiindigt werden. 2Die Kindi-
gung ist schriftlich gegenuber dem oder der Vorsitzenden
der Ministerprasidentenkonferenz zu erklaren. Die Kiin-
digung eines Landes lasst das zwischen den Ubrigen Lan-
dern bestehende Vertragsverhaltnis unberthrt, jedoch kann
jedes der Gbrigen Lander das Vertragsverhaltnis binnen ei-
ner Frist von drei Monaten nach Eingang der Benachrich-
tigung Uber die gegentiber der oder dem Vorsitzenden der
Ministerprasidentenkonferenz erfolgte Kiindigungserkla-
rung zum selben Zeitpunkt kindigen.

Fir das Land Baden-Wurttemberg:
Berlin, den 1.6.2017
Winfried Kretschmann

Fur den Freistaat Bayern:
Berlin, den 1.6.2017
Horst Seehofer

Fur das Land Berlin:
Berlin, den 1.6.2017
Michael Mller

Fir das Land Brandenburg:
Berlin, den 1.6.2017
Dietmar Woidke
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Fur die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 1.6.2017
Carsten Sieling

Fur die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 1.6.2017
Olaf Scholz

Fir das Land Hessen:
Berlin, den 1.6.2017
V. Bouffier

Fir das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Schwerin, den 6.6.2017
E. Sellering

Fur das Land Niedersachsen:
Berlin, den 1.6.2017
Stephan Weil

Fir das Land Nordrhein-Westfalen:
Duisseldorf, den 20.6.2017
Hannelore Kraft

Fir das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 1.6.2017
Malu Dreyer

Fir das Saarland:
Berlin, den 1.6.2017
Annegret Kramp-Karrenbauer

Fir den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 1.6.2017
Stanislaw Tillich

Fir das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 1.6.2017
Dr. Reiner Haseloff

Fir das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 12.6.2017
Torsten Albig

Fir den Freistaat Thiringen:
Berlin, den 1.6.2017
Bodo Ramelow
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Begriindung zum Landesgesetz:
A. Allgemeines

Zentrales Element des Ende der 1990er Jahre eingeleiteten Bologna-
Prozesses ist eine externe Qualitatssicherung in Studium und Lehre
nach gemeinsamen europaischen Standards als Garant fir eine hohe
Studienqualitat im européischen Hochschulraum. Auf dieser Grundlage
haben sich Hochschulrektorenkonferenz und Kultusministerkonferenz
im Jahr 1998 auf die Akkreditierung gestufter Studiengange als wissen-
schaftsgeleitetes Qualitatssicherungssystem fiir Studium und Lehre zur
Gewahrleistung fachlich inhaltlicher Standards und der Berufsrelevanz
der Hochschulabschllisse verstandigt. Der Staat nimmt in diesem Sys-
tem seine Verantwortung fiir die Hochschulausbildung durch die nach
§ 9 Abs. 2 des Hochschulrahmengesetzes (HRG) beschlossenen lan-
dergemeinsamen Strukturvorgaben flir Bachelor- und Masterstudien-
gange wahr, die der Akkreditierung verbindlich zugrunde zu legen sind.

Mit der Vereinbarung zur Stiftung "Akkreditierung von Studiengangen in
Deutschland" vom 16. Dezember 2004 haben die Lander die Aufgaben
des Akkreditierungsrates auf eine nach dem Recht des Landes Nord-
rhein-Westfalen als rechtsfahige Stiftung des 6ffentlichen Rechts zu er-
richtende Stiftung Gbertragen. Die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Voll-
zug der gemeinsamen Strukturvorgaben nach § 9 Abs. 2 HRG haben sie
fur Bachelor- und Masterstudiengange von staatlichen und staatlich an-
erkannten Hochschulen sowie fir Bachelorausbildungsgange an staat-
lichen und staatlich anerkannten Berufsakademien ebenfalls auf diese
Stiftung Ubertragen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat daraufhin das
Gesetz zur Errichtung einer Stiftung "Stiftung zur Akkreditierung von Stu-
diengangen in Deutschland" vom 15. Februar 2005 (GV. NRW S. 45) er-
lassen, das am 26. Februar 2005 in Kraft getreten ist.

Mit Beschluss vom 17. Februar 2016, Az.1 BvL 8/10, hat das Bundes-
verfassungsgericht nunmehr eine grundlegende Entscheidung zu den
rechtlichen Anforderungen an das Akkreditierungssystem getroffen. In-
haltlich wird der Ansatz einer verbindlichen externen Qualitatssicherung
der Lehre durch Akkreditierung, die nicht nur auf wissenschaftlich fachli-
che Kriterien beschrankt ist, sondern auch die Studienorganisation, die
Studienanforderungen und den Studienerfolg bewertet, bestatigt. Man-
gel werden allerdings in der rechtlichen Umsetzung gesehen, weil die
fur die Akkreditierung wesentlichen Entscheidungen durch den Gesetz-
geber selbst zu treffen seien. Hierzu gehort die Normierung inhaltlicher
sowie verfahrens- und organisationsbezogener Anforderungen an die
Akkreditierung, die wissenschaftsadaquate Zusammensetzung der Ak-
teure sowie Verfahren zur Aufstellung und Revision der Bewertungskrite-
rien. Das Gericht hat dabei nicht nur die Regelungen im nordrhein-west-
falischen Hochschulgesetz, die der Entscheidung zugrunde liegen, als
nicht verfassungskonform beurteilt, sondern auch das Akkreditierungs-
stiftungsgesetz und die nur auf exekutiver Grundlage beruhende Ver-
weisung hierauf durch die entsprechenden Vereinbarungen der Kultus-
ministerkonferenz. Dem (nordrhein-westfalischen) Gesetzgeber wurde
aufgegeben, eine Neuregelung bis zum 31. Dezember 2017 zu schaffen,
die den Anforderungen des Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes in
Verbindung mit dem Demokratieprinzip und dem Rechtsstaatsprinzip ent-
spricht. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die bestehenden Regelungen fort.

Vor diesem Hintergrund hat sich die Kultusministerkonferenz fur ein Ian-
dergemeinsames Vorgehen mit dem Ziel einer landertbergreifenden Ge-
samtlésung ausgesprochen. Im Vordergrund steht dabei die Umsetzung
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der durch das Gericht gesetzten Vorgaben, insbesondere die Schaffung
einer ausreichenden Rechtsgrundlage flr ein Qualitatssicherungssys-
tem. Mit Beschluss vom 17. Juni 2016 hat sich die Kultusministerkon-
ferenz zur Akkreditierung als einer Form der externen Qualitatssiche-
rung bekannt. Sie hat Handlungsbedarf auf Seiten der Lander bestatigt
und die Umsetzung der notwendigen rechtlichen Regelungen entspre-
chend den héchstrichterlichen Vorgaben als dringlich erachtet. Sie sieht
zudem die Notwendigkeit der weiteren Optimierung des Akkreditierungs-
systems und hat sich deshalb darauf verstandigt, neben den Vorschla-
gen zur rechtlichen Umsetzung der Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts auch Vorschlage zur Flexibilisierung des Systems der externen
Qualitatssicherung und fir grof3ere Freiraume der Hochschulen sowie
fur eine Verschlankung der Verfahren und eine Aufwands- und damit
Kostenreduzierung zu prifen.

Mit dem am 1. Juni 2017 vom Freistaat Thiringen unterzeichneten
Staatsvertrag wird die Rechtsgrundlage fiir ein Akkreditierungssystem
geschaffen, dem folgende Leitgedanken zugrunde liegen:

- primare Verantwortung der Hochschulen fir Qualitatssicherung und
-entwicklung in Lehre und Studium,

- Akkreditierung als externes, wissenschaftsgeleitetes Qualitatssi-
cherungssystem fur Studium und Lehre zur Gewahrleistung fach-
lich inhaltlicher Standards und der Berufsrelevanz der Hochschul-
abschlUsse,

- Wahrnehmung der staatlichen Verantwortung fur die Gleichwertig-
keit einander entsprechender Studien- und Priifungsleistungen so-
wie Studienabschlisse und die Mdglichkeit des Hochschulwechsels
nach § 9 Abs. 2 HRG im Rahmen des Akkreditierungssystems,

- Programm- und Systemakkreditierung als Akkreditierungsinstrumen-
te sowie die Option zur Fortentwicklung der Qualitatssicherung durch
Akkreditierung (Experimentierklausel) und

- Kompatibilitat mit den auf europaischer Ebene vereinbarten Stan-
dards und Leitlinien fur die Qualitatssicherung im europaischen Hoch-
schulraum (ESG).

Das vorliegende Gesetz dient der Ratifizierung des Staatsvertrags durch
den Landesgesetzgeber.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu§1:

Die Regelung beinhaltet die zur Ratifikation des Staatsvertrags notwen-
dige gesetzliche Zustimmung.

Zu§ 2:

Die Verordnungsermachtigung nach Artikel 4 sowie Artikel 16 des Staats-
vertrags wird auf das fur die Hochschulen zustandige Ministerium Gber-
tragen.

Zu § 3:

Mit der Regelung in Absatz 1 zum Inkrafttreten des Zustimmungsgeset-
zes wird sichergestellt, dass seitens des Landes die notwendigen Voraus-
setzungen nach Artikel 18 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrags geschaffen
werden und die Ratifikationsurkunde des Landes bei der Staatskanzlei
des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt werden kann.
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Da der Staatsvertrag in seinem Artikel 18 Abs. 1 Satz 2 selbst bestimmt,
dass der Staatsvertrag erst dann in Kraft tritt, wenn alle Ratifikationsurkun-
den der vertragsschlieRenden Lander beim Sitzland der Stiftung Akkre-
ditierungsrat hinterlegt werden und damit das Inkrafttreten des Ratifika-
tionsgesetzes und des Staatsvertrags auseinanderfallen kénnen, bedarf
es dazu keiner gesonderten Regelung im Rahmen dieses Gesetzes.

Absatz 2 tragt mit der Regelung Uber die Bekanntgabe des Inkrafttretens
der staatsvertraglichen Regelung dem Umstand Rechnung, dass dieser
nicht an einem abstrakt zu bestimmenden Datum in Kraft tritt, sondern
nach seinem Artikel 18 Abs. 1 Satz 2 am ersten Tag des Monats, der auf
den Monat folgt, an dem die letzte Ratifikationsurkunde bei der Staats-
kanzlei des Sitzlandes hinterlegt ist.

Drucksache 6/4603

13



	Thüringer Gesetz zu dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag
	A. Problem und Regelungsbedürfnis
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Kosten
	E. Zuständigkeit

	Thüringer Gesetz zu dem Studienakkreditierungsstaatsvertrag
	§ 1
	§ 2
	§ 3

	Staatsvertrag über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen  (Studienakkreditierungsstaatsvertrag)
	Artikel 1 Qualitätssicherung
	Artikel 2 Grundlage und Maßstäbe
	Artikel 3 Verfahren
	Artikel 4 Verordnung zur Regelung des Näheren der  Studienakkreditierung (Studienakkreditierungsverordnung)
	Artikel 5 Stiftung Akkreditierungsrat
	Artikel 6 Stiftungsvermögen, Gebühren
	Artikel 7 Satzung; Geschäftsordnung
	Artikel 8 Organe der Stiftung
	Artikel 9 Akkreditierungsrat
	Artikel 10 Vorstand
	Artikel 11 Stiftungsrat
	Artikel 12 Geschäftsstelle der Stiftung
	Artikel 13 Wirtschaftsführung, Rechnungslegung
	Artikel 14 Aufsicht
	Artikel 15 Evaluation
	Artikel 16 Übergangsvorschriften
	Artikel 17 Berufsakademien; Kirchenverträge
	Artikel 18 Schlussvorschriften

	Begründung zum Landesgesetz:
	A. Allgemeines
	B. Zu den einzelnen Bestimmungen
	Zu § 1:
	Zu § 2:
	Zu § 3:



